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„Es ist Gottes Ehre, eine Sache zu verbergen; aber der Könige Ehre ist es, eine Sache zu erforschen.“ 
- Sprüche 25:2 


„Es hättens die Könige auf Erden nicht geglaubt noch alle Leute in der Welt, dass der Widersacher und Feind sollte zum Tor 
Jerusalems einziehen. Es ist aber geschehen um der Sünden willen ihrer Propheten und um der Missetaten willen ihrer 
Priester, die darin der Gerechten Blut vergossen.“ 

- Klagelieder 4:12 


„Da taten die Kinder Israel übel vor dem Herrn und dienten den Baalim und verließen den Herrn, ihrer Väter Gott, der sie aus 
Ägyptenland geführt hatte, und folgten andern Göttern nach von den Göttern der Völker, die um sie her wohnten, und beteten 
sie an und erzürnten den Herrn; denn sie verließen je und je den Herrn und dienten Baal und den Astharoth. So ergrimmte denn 
der Zorn des Herrn über Israel und gab sie in die Hand der Räuber, dass diese sie beraubten, und verkaufte sie in die Hände 
ihrer Feinde umher. Und sie konnten nicht mehr ihren Feinden widerstehen; sondern wo sie hinaus wollten, da war des Herrn 
Hand wider sie zum Unglück, wie denn der Herr ihnen gesagt und geschworen hatte. Und wurden hart gedrängt. Wenn dann 
der Herr Richter auferweckte, die ihnen halfen aus der Räuber Hand, so gehorchten sie den Richtern auch nicht, sondern liefen 
andern Göttern nach und beteten sie an und wichen bald von dem Wege, darauf ihre Väter gegangen waren, des Herrn Geboten 
zu gehorchen, und taten nicht wie dieselben. Wenn aber der Herr ihnen Richter erweckte, so war der Herr mit dem Richter und 
half ihnen aus ihrer Feinde Hand, solange der Richter lebte. Denn es jammerte den Herrn ihr Wehklagen über die, so sie 
zwangen und drängten.“ 

- Richter 2:11 ff. 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


vorab an die Poststelle: leiten Sie diese E-Mail bitte an die Beamten, Richter und Soldaten Ihrer Behörde, Ihres Gerichts oder ihrer Kasernen weiter. Es geht nicht nur darum, 
vergangenes Unrecht zu sühnen und Verantwortliche zur Rechenschaft zu ziehen, sondern auch darum, unseren Staat und weitere westliche Staaten, insbesondere die Mitgliedstaaten 
der North Atlantic Treaty Organization (im Folgenden: „NATO“) vor der Übernahme subversiver Kräfte und vor einer Umgestaltung in ein autoritäres und totalitäres System zu bewahren. 
Aufgrund der derzeit relativ gesicherten Lage in der Ukraine ist eine Aufarbeitung des Geschehens insbesondere der letzten zwei Jahre, jedoch auch der vorhergehenden Jahre, meines 
Erachtens nicht mehr durch geo- und sicherheitspolitische Unwägbarkeiten gehindert, da eine Schwächung der äußeren Verteidigungskraft der NATO durch etwaige innenpolitische 
Instabilitäten - von denen ich jedoch nicht ausgehe - nicht mehr gegeben ist und andererseits ist diese Aufarbeitung zur Wiederherstellung des Vertrauens in die Geltung des Rechts 
zwingend geboten. 


Einleitung 


Das nachfolgende Wort ist nach meinem wirklichen Willen auszulegen. Von diesem kann nur nach vorheriger Konsultation und Beratung mit mir abgewichen werden. Sollten sich 
Unklarheiten ergeben oder Anordnungen oder Ausführungen mehrdeutig erscheinen, bitte ich Sie mich nach meinem wirklichen Willen zu befragen. 


Ich erinnere an die Kompetenz von Richtern an den deutschen Amtsgerichten, gemäß 8 165 StPO auf Ermittlungsverfahren einzuwirken, wenn kein Staatsanwalt alsbald erreichbar ist. 
Daneben ermächtige ich aufgrund der bisherigen Untätigkeit der Generalbundesanwaltschaft und des Umfangs und der Bedeutung des Verfahrens auch die grundsätzlich sachlich 
unzuständigen Staatsanwaltschaften - im Rahmen ihrer örtlichen Zuständigkeit - und bundesweit die Streitkräfte der Bundeswehr dazu, Ermittlungsverfahren für die unten 
aufgeführten Taten einzuleiten und Ermittlungsmaßnahmen unter entsprechender Anwendung der Regelungen der StPO mit der Maßgabe, dass die Rolle des Ermittlungsrichters 
entfällt und durch die Möglichkeit der Beantragung der gerichtlichen Entscheidung (analog) 8 98 Abs. 2 S. 2 StPO ersetzt wird, durchzuführen. Ebenso ermächtige ich die Streitkräfte 
der United States Army und der United States Navy, eigenständig oder in Zusammenarbeit mit den Streitkräften anderer Mitgliedstaaten der NATO, in allen Mitgliedstaaten der NATO - 
auch der Bundesrepublik Deutschland - Ermittlungen zur Vorbereitung des folgenden internationalen verbundenen rechtsstaatlichen Verfahrens (das „Weltgericht“) einzuleiten und 
durchzuführen, sowie Ermittlungsmaßnahmen anzuordnen und durchzuführen und das Weltgericht eigenständig oder in Zusammenarbeit mit den Streitkräften anderer Mitgliedstaaten 
der NATO zu organisieren. 


Verdächtige Personen 


Im Namen Gottes, König Davids, Jesus von Nazareths, der Menschheit, der Verfassung, aller Stämme Israels und des deutschen Volkes fordere ich, Richard Sohr, Sie hiermit auf, gegen 
folgende Personen Ermittlungen wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit, der Verschwörung zum oder der Beteiligung an einem Umsturz der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung, dem Verbrechen der Aggression in mehreren Fällen, der Verschwörung gegen den Weltfrieden, der Verschwörung zur Beseitigung der freiheitlich-demokratischen 
Verfassungen der Mitgliedstaaten der NATO, oder des Betreibens von Kinderhandelsringen und Kindesmissbrauchsringen zur Aufklärung des Sachverhalts und zur Sicherung von 
Beweismitteln einzuleiten und - soweit die Voraussetzungen vorliegen - die Anordnung der Untersuchungshaft zu veranlassen, die Personen unverzüglich festzunehmen und die 
Beschlagnahme von Gegenständen und den Vermögensarrest zu veranlassen, um die folgenden Personen einem - noch einzurichtenden und in seinen Bestimmungen und Vorgaben 
im Einzelnen noch zu definierenden - Weltgericht, dem ich vorsitzen werde, zuzuführen: 


« Die Mitglieder oder ehemaligen Mitglieder einer Bundesregierung oder Landesregierung oder eines Parlaments eines Staates, soweit sie verdächtig sind, sich spätestens ab 
dem 01. Juni 2021 an der Einführung oder Fortgeltung von Corona-Maßnahmen beteiligt zu haben und darüber hinaus solche, die verdächtig sind, sich an den unten 
dargestellten Taten beteiligt oder sich zu diesen verschworen zu haben, 

« insbesondere in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland Herr Prof. Dr. Christian Drosten, Herr Prof. Dr. med. Dr. sc. Karl Wilhelm Lauterbach, Herr Heiko Josef Maas, Herr 
Wolfgang Schäuble, Herr Olaf Scholz, Frau Angela Dorothea Merkel, Herr Robert Habeck, 

« alle Personen, die an Treffen, Konferenzen oder Veranstaltungen der UN-Klimakonferenzen, der Bilderberg Meetings, der Weltklimakonferenz der UN, des WEF in Davos, der 
Organisation "ID2020", des Event201 oder des "World Health Summit" spätestens seit dem 01. Januar 2017 teilgenommen haben und die Hintermänner oder Organisatoren 
dieser Treffen, 

« die leitenden Personen von Nichtregierungsorganisationen, die verdächtig sind, sich an den unten aufgeführten Tatvorwürfen beteiligt zu haben, 

« die spätestens ab dem 01. Juni 2021 im Amt befindlichen Richter des Bundesverfassungsgerichts und vergleichbaren Gerichten anderer Staaten, die über die Vereinbarkeit 
von Gesetzen und Verordnungen mit der Verfassung eines Staates die letzte instanzielle Entscheidung treffen, soweit sie spätestens ab dem 01. Juni 2021 an 
Entscheidungen zu den eingeführten Corona-Maßnahmen beteiligt und für die Rechtfertigung der dadurch erfolgten Einschränkungen von Grund- oder Menschenrechten 
abgestimmt haben, 

« die derzeitigen oder vorangegangenen Institutsleiter des RKI, Führungspersonen des CDC und vergleichbaren obersten nationalen Instituten der Seuchenbekämpfung anderer 
Staaten, soweit sie spätestens ab dem 01. Juni 2021 an der Feststellung einer pandemischen Lage nationaler oder internationaler Tragweite oder der Einführung weiterer 
oder der Fortgeltung bestehender Corona-Maßnahmen durch die sachliche Beratung der Regierung eines Staates beteiligt waren, 

« den Präsidenten des Bundesverfassungsschutzes Herrn Thomas Haldenwang, sowie vergleichbare Führungspersonen der Inlandsgeheimdienste anderer Staaten, soweit sie 
verdächtig sind, an den unten dargestellten Taten beteiligt gewesen zu sein, 

« die Präsidenten der Landesverfassungsschutzämter, 


« die Mitglieder des Rundfiunkrats und Intendanten der Rundfiunkanstalten, soweit sie verdachtig sind, Dei den von Ihnen gemachten Vorgaben, Leitlinien und Anleitungen zur 
Berichterstattung in den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in der Coronakrise mit den oben genannten Personen kollusiv in der Weise zusammengewirkt zu haben, um 
die öffentliche Meinung zugunsten der Einführung weiterer oder der Fortgeltung der bis dahin geltenden Corona-Maßnahmen spätestens ab dem 01. Juni 2021 zu 
beeinflussen, 

« der Vorstand der Biontech SE sowie die Anteilsinhaber der Beteiligungsgesellschaft AT Impf GmbH, Herren Andreas und Thomas Strüngmann, 

« weitere, mir bisher unbekannte Beteiligte, soweit ein Anfangsverdacht besteht, dass diese bereits vor dem offiziellen Beginn der Coronakrise am 31.12.2019 Kenntnis von der 
Planung dieser hatten und sich an den unten dargestellten Taten wesentlich beteiligt haben, 

« die Hintermänner der europäischen Flüchtlingskrise ab 2014 bzw. 2015, soweit sie verdächtig sind, in Kenntnis über die vorsätzliche Herbeiführung der Flüchtlingsströme und 
an der Planung zur Auslösung dieser Flüchtlingsströme beteiligt gewesen zu sein, 

« die Hintermänner der vorgespielten Klimakrise, insoweit sie verdächtig sind, in Kenntnis über die Unwahrheit der diesbezüglich aufgestellten öffentlichen Behauptungen über 
die vermeintliche Steuerung des Klimas durch die Regulation des CO2-Gehalts der Atmosphäre dennoch die Bevölkerung mit dem Vorsatz getäuscht zu haben, um dadurch 
der wirtschaftlichen Struktur westlicher Staaten erheblichen Schaden zuzufügen und insbesondere die Länder der NATO zu deindustrialisieren und sie energiepolitisch von 
der Volksrepublik China oder der Russischen Föderation abhängig zu machen, sowie 


insbesondere in Bezug auf die Vereinigten Staaten von Amerika, 


« Herr Anthony Stephen Fauci, Herr William „Bill" Henry Gates Ill, Herr George Soros, Frau Nancy Patricia D'Alesandro Pelosi, Herr Robert Hunter Biden, Herr Joseph Robinette 
Biden Jr., Frau Kamala Devi Harris, Herr George Walker Bush, die Vorstandsmitglieder von Pfizer Inc., Frau Hillary Diane Rodham Clinton, Herr William Jefferson „Bill" Clinton, 
Herr Barack Hussein Obama Il, Frau Michelle LaVaughn Robinson Obama, 

« die Kontakte des Investmentbankers Jeffrey Epstein oder von Ghislaine Maxwell, soweit sie verdächtig sind, in den sexuellen, physischen oder psychischen Missbrauch von 
Kindern oder in Kinderhandel verwickelt zu sein oder gewesen zu sein oder verdächtig sind, im Zusammenhang mit dem von Jeffrey Epstein oder Ghislaine Maxwell 
betriebenen Kinderhandel- und Missbrauchsrings bedeutende Persönlichkeiten in Wirtschaft, Politik, Kultur oder Medien erpresst zu haben, 

« die wahren Hintermänner des Terroranschlags gegen das World Trade Center vom 11. September 2001, soweit sie verdächtig sind, an der Planung des Anschlags beteiligt 
gewesen zu sein, 

« die Hintermänner des Krieges gegen das Islamische Emirat Afghanistan (im Folgenden: „Afghanistan“) vom 07. Oktober 2001 bis zum 11. September 2001, soweit sie 
verdächtig sind, über die fehlende Urheberschaft von Al Qaida an der Planung des Terroranschlags vom 11. September 2001 vor dem Beginn dieses Einsatzes gewusst zu 
haben und in der Lage waren, den Beginn des Krieges zumindest durch erfolgversprechende Einwirkungen auf den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika zu 
verhindern, 

« die Hintermänner des Angriffskrieges gegen die Republik Irak (im Folgenden: „Irak“) vom 20. März 2003 bis 1. Mai 2003, soweit sie verdächtig sind, vor Beginn des Krieges in 
Kenntnis über die Unwahrheit der öffentlichen Behauptung gewesen zu sein, Saddam Hussein oder das irakische Militär verfüge über Massenvernichtungswaffen und in der 
Lage waren, den Beginn des Krieges zumindest durch erfolgversprechende Einwirkungen auf den Präsidenten der Vereinigten Staaten Amerika zu verhindern, 

« die Hintermänner und Finanziers der Umsturzhandlungen in der Ukraine vom November 2013 bis zum Februar 2014, sowie diejenigen Personen, die von der Beseitigung der 
vormaligen Regierung der Ukraine und der Einrichtung der neuen, folgenden Regierungen der Ukraine in der Weise profitiert haben, dass sie hierdurch entweder leitende 
Positionen in in der Ukraine ansässigen Unternehmen eingenommen oder bedeutende Beteiligungen an solchen Unternehmen erlangt haben, 

« die Hintermänner und Finanziers des Islamischen Staates, Daesch bzw. Daesh, 

« die Hintermänner der Operation zum Umsturz der Regierung der Arabischen Republik Syrien unter Baschar al-Assad, soweit sie in der Weise an der Vorbereitung und Planung 
beteiligt waren, als sie wesentlich an der politischen Entscheidung zur Vornahme dieser Operation beteiligt waren und auf die politische Entscheidungsfindung 
erfolgversprechend einwirken konnten, 

« die Hintermänner der Operation zum Umsturz der Regierung des Staates Libyens unter Muammar al-Gaddafi, soweit sie in der Weise an der Vorbereitung und Planung 
beteiligt waren, als sie wesentlich an der politischen Entscheidung zur Vornahme dieser Operation beteiligt waren und auf die politische Entscheidungsfindung 
erfolgversprechend einwirken konnten, 

« die Hintermänner der Flüchtlingsströme an der Grenze zwischen den USA und Mexiko, soweit sie über die vorsätzliche Herbeiführung dieser Flüchtlingsströme in Kenntnis 
und wesentlich an der Planung zur Auslösung dieser Flüchtlingsströme beteiligt waren, 

« im Allgemeinen solche Personen, die Ihrer Ansicht nach verdächtig sind, sich zur Beseitigung der Verfassungen dieser Welt durch revolutionäre Handlungen - insbesondere 
durch die Förderung von Umstürzen oder die Implementierung von Maßnahmen der Seuchenprävention oder zum (vermeintlichen) Schutz des Klimas oder durch die 
Einführung eines staatlichen Punktesystems für wohlgefälliges Sozialverhalten, von dessen Punktestand der Umfang der Grund- oder Menschenrechte eines Menschen 
abhängig gemacht werden soll - durch die Beeinflussung der öffentlichen Meinung oder politischer oder gerichtlicher Entscheidungen oder das Treffen dieser 
Entscheidungen in der Weise, dass einzelne in der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika oder anderer Verfassungen dieser Welt garantierten Rechte faktisch 
vollständig aufgehoben werden, verschworen zu haben und dabei eine wesentliche, leitende oder führende Rolle in der Planung dieser Verschwörung eingenommen zu haben, 
insbesondere auch die Direktoren und wirtschaftlich Berechtigten bzw. Anteilseigner von Zentralbanken, insoweit sie nicht im Besitz der öffentlichen Hand stehen. 


Darüber hinaus ermächtige ich die Staatsanwaltschaften und ihre Ermittlungspersonen und die Militärangehörigen der Streitkräfte der Mitgliedstaaten der NATO und auch alle 
Militärangehörigen der übrigen Streitkräfte dieser Welt, in ihrem jeweiligen Staat eigenständig oder in Zusammenarbeit mit der United States Army oder der United States Navy gegen 
Mitglieder bzw. Brüder der Freimaurerei bzw. des Tempels und ihre Komplizen Ermittlungen einzuleiten und durchzuführen und (Logen-)Tempel zu betreten und zu durchsuchen und sie 
dem Weltgericht zuzuführen, soweit sie im Verdacht stehen, sich an den unten aufgeführten Taten oder an anderen Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Umsturzhandlungen zur 
Beseitigung der Verfassung eines Staates oder Angriffskriegen oder am Missbrauch oder der Misshandlung von Kindern beteiligt zu haben oder den Missbrauch oder die 
Misshandlung von Kindern durch andere Personen als Druckmittel gegen diese anderen oder weitere Personen ausgenutzt zu haben. Gleiches gilt in Bezug auf das Territorium der 
Ukraine für die United States Army und die United States Navy und die Streitkräfte der Russischen Föderation, die - soweit möglich in Absprache mit den Streitkräften der Ukraine - 
jeweils eigenständig oder in Zusammenarbeit Ermittlungen einleiten und durchführen können. 


Verfahrensweise auf politischer Ebene 


Es ist auf föderaler Ebene der betreffenden Staaten eine Übergangsregierung aus Militärangehörigen der Streitkräfte des jeweiligen Staates oder, wenn sich in den Mitgliedstaaten der 
NATO die jeweiligen nationalen Streitkräfte weigern, der Streitkräfte der NATO einzurichten, bis das noch einzurichtende Weltgericht zur Verurteilung der Tatverdächtigen 
abgeschlossen ist und nach einer möglichst lückenlosen Aufarbeitung und Aufklärung der Welt über die wahre Weltgeschichte eine freie verfassunggebende Versammlung nach den 
allgemeinen Regeln des Völkerrechts durchgeführt wurde. 


Tatvorwurf 


Die oben genannten Personen werden - nicht abschließend und jeweils in unterschiedlichem Umfang - insbesondere in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland und die 
Mitgliedstaaten der NATO (dringend) verdächtigt, spätestens ab dem 01. Juni 2021 bis heute, in der Bundesrepublik Deutschland und weltweit durch mehrere Handlungen 


1. im Rahmen eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen eine Zivilbevölkerung in mehreren Fällen 
1. einen Menschen getötet zu haben, sowie 
2. in der Absicht, eine Bevölkerung ganz oder teilweise zu zerstören, diese oder Teile hiervon unter Lebensbedingungen gestellt zu haben, die geeignet sind, deren 
Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen, sowie 
3. einem anderen Menschen schwere körperliche oder seelische Schäden zugefügt zu haben, sowie 
4. einen Menschen unter Verstoß gegen eine allgemeine Regel des Völkerrechts in schwerwiegender Weise der körperlichen Freiheit beraubt zu haben, sowie 
5. eine identifizierbare Gruppe oder Gemeinschaft verfolgt zu haben, indem sie ihr aus politischen, rassischen, nationalen, ethnischen, kulturellen oder religiösen 
Gründen, aus Gründen des Geschlechts oder aus anderen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts unzulässig anerkannten Gründen grundlegende 
Menschenrechte entzogen oder diese wesentlich eingeschränkt zu haben und 
2. nach Art. 7 Abs. 1 Buchst. j des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs im Rahmen eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen die 
Zivilbevölkerung und in Kenntnis des Angriffs das Verbrechen der Apartheid begangen zu haben und 
3. sich an einem Umsturz beteiligt zu haben, um die tatsächliche Wirkung der Verfassung durch revolutionäre Handlungen auf kürzere oder längere Zeit auszusetzen und 


in Bezug auf die Vereinigten Staaten von Amerika, aber auch auf den Raum der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland im Zeitraum vor 
dem Beginn des Krieges gegen Afghanistan und im Zeitraum vor dem Beginn des Krieges gegen den Irak, jeweils 


4. durch Personen, die tatsächlich in der Lage sind, das politische oder militärische Handeln eines Staates zu kontrollieren oder zu lenken, eine Angriffshandlung geplant, 
vorbereitet, eingeleitet oder ausgeführt zu haben, die ihrer Art, ihrer Schwere und ihrem Umfang nach eine offenkundige Verletzung der Charta der Vereinten Nationen darstellt 
und 


seit dem 11. September 2001 


5. sich zur Beseitigung der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika und der freiheitlichen und demokratischen Verfassungen weiterer Mitgliedstaaten der NATO und 
anderer Staaten dieser Welt in ihrer tatsächlichen Wirkung durch revolutionäre Handlungen verschworen und dieses Vorhaben teilweise verwirklicht zu haben, 

6. sich gegen den Weltfrieden in der Weise verschworen zu haben, um die Mitgliedstaaten der NATO in einen bewaffneten Konflikt mit der Volksrepublik China oder der 
Russischen Föderation zu verwickeln und 


In Bezug auf die Vereinigten Staaten von Amerika, aber auch auf den Raum der Europaischen Union und dem Vereinigten Königreich von Grolspritannien und Nordirland ım Zeitraum vor 
dem Beginn der Volksaufstände im Staat Libyen und der Arabischen Republik Syrien jeweils 


7. durch Personen, die tatsächlich in der Lage sind, das politische oder militärische Handeln eines Staates zu kontrollieren oder zu lenken, eine Angriffshandlung oder seine 
wesentliche Beteiligung daran durch das Entsenden bewaffneter Banden, Gruppen, irregulärer Kräfte oder Söldner durch einen Staat oder in seinem Namen, die mit 
Waffengewalt gegen einen anderen Staat Handlungen von solcher Schwere ausführen, dass sie den in Artikel 8 Abs. 2 Buchst. a bis f des Römischen Statuts des 
Internationalen Strafgerichtshofs dargestellten Handlungen gleichstehen, geplant, vorbereitet, eingeleitet oder ausgeführt zu haben, die ihrer Art, ihrer Schwere und ihrem 
Umfang nach eine offenkundige Verletzung der Charta der Vereinten Nationen darstellt 


und weltweit 


8. Kinderhandelsringe und Kindesmissbrauchsringe betrieben zu haben, um bedeutende Persönlichkeiten der Kultur, Gesellschaft, Politik, Medien und Wirtschaft unter Druck zu 
setzen oder zu erpressen, um sie für politische, wirtschaftliche oder gesellschaftliche Veränderungen gefügig zu machen oder diese Veränderungen durch sie zu bewirken. 


Sachverhalt 


Der dem Tatvorwurf zugrundeliegende Sachverhalt ergibt sich bereits aus öffentlich zugänglichen Quellen. Dennoch werde ich grob und abstrakt skizzieren, woraus sich der Tatvorwurf 
meines Erachtens (indiziell) ergibt und vor allem auf die tragenden rechtlichen Erwägungen, warum der öffentlich bekannte Sachverhalt einen Tatverdacht begründet, eingehen. Dabei 
werde ich hauptsächlich Daten und Informationen in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland als Quellen heranziehen. Im Wesentlichen ergibt sich aber in fast allen Staaten der Welt 
ein entsprechendes Bild zumindest für den Tatvorwurf der Verbrechen gegen die Menschlichkeit in Bezug auf staatliche Maßnahmen während der „Coronakrise“. Der Tatbestand der 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit wird anhand des deutschen 8 7 VStGB dargestellt, der im Wesentlichen mit Art. 7 des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs 
identisch ist mit der Ausnahme, dass die Zufügung schwerer körperlicher oder seelischer Schäden nach dem Römischen Statut als „Folter“ definiert wird und den Gewahrsam an den 
oder die Kontrolle über die betreffenden Personen voraussetzt und gesetzlich zulässige Sanktionen vom Tatbestand ausnimmt. Aufgrund der weitgehenden verfassungsrechtlichen 
Unzulässigkeit der Corona-Maßnahmen ab dem Zeitpunkt der allgemeinen Verfügbarkeit von Impfstoffen greift diese Ausnahme jedoch nicht. Ob unter „Gewahrsam“ bzw. „Kontrolle“ 
auch die Verhängung von Lockdowns oder die Anordnung der Quarantäne gehört, wird im gerichtlichen Verfahren abschließend zu erörtern sein. 


Zu 1.: Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Art. 7 des Römischen Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, 8 7 VStGB 


Die politischen Maßnahmen zur vermeintlichen Eindämmung der Verbreitung des Coronavirus stellen in sich bereits insoweit einen systematischen Angriff gegen die Zivilbevölkerung 
ab dem Zeitpunkt dar, ab dem ihre Geltung verfassungsrechtlich nicht mehr zu rechtfertigen war. Diesen Zeitpunkt datiere ich spätestens auf den 01. Juni 2021, da ab diesem Zeitpunkt 
in der Bundesrepublik Deutschland und in den meisten betreffenden Staaten ein freiwilliges Impfangebot an die gesamte Bevölkerung unterbreitet wurde. Mit der Möglichkeit zum 
Zugang zum Impfstoff gegen das Coronavirus entfällt das Argument des Fremdschutzes, abgeleitet aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG als verfassungsimmanente Schranke, da sich die 
Kontaktpersonen der den Maßnahmen unterliegenden Person selbst über ihren Schutz mittels Entscheidung über die Frage, ob sie sich impfen lässt oder nicht, frei entscheiden 
konnte. Eine freiwillige Selbstgefährdung eines Ungeimpften, indem er sich selbst der Impfung verweigert, ist nach allgemeinem, weltweitem Rechtsverständnis nicht anderen 
Personen rechtlich zu überantworten. Daneben war seit der Veröffentlichung des Papiers „Analyse des Krisenmanagements" durch den Oberregierungsrat Stephan K. aus der Abteilung 
"KM 4" des Bundesinnenministeriums bereits im Mai 2020 öffentlich bekannt, dass es sich bei der Coronakrise um einen Fehlalarm handeln könnte. Darüber hinaus sind im Rahmen 
des Beurteilungsspielraums bei der Gefahrenprävention durch die Exekutive der Sachverhalt aufzuklären und zur Evaluation des Gefahrenpotenzials Daten zu erheben, um die wirkliche 
Gefahrenlage sachgerecht beurteilen zu können. Dies haben die Bundesregierung und die meisten Regierungen anderer Staaten unterlassen oder die vorhandenen Daten bei der 
Festlegung ihrer Politik schlichtweg ignoriert. Sie können sich, insoweit eine Datenerhebung oder Datenerfassung oder Datenauswertung möglich gewesen wäre, daher nicht auf einen 
Beurteilungsspielraum berufen, wodurch die verfassungsrechtliche Rechtfertigung der Corona-Maßnahmen mangels rechtzeitiger Evaluation spätestens ab dem 01. Juni 2021 
entfallen ist. Auch die anfangs zulässigerweise angenommene Gefährlichkeit des Coronavirus hat sich bereits im Jahr 2020 in keinen Statistiken bestätigt. Unter den in der 
Wissenschaft bekannten sieben Coronaviren lösen vier lediglich Erkältungssymptome und drei schwerwiegende Erkrankungen aus 

Gruppe das SARS-Cov-2-Virus gehört, hätte spätestens zum 01. Juni 2021 erfolgen können. Auch die Daten zur Belegung der Intensivbetten, die trotz ihrer Reduzierung regelmäßig 
lediglich zu ca. 10-30% mit positiv auf Covid-19 getesteten Personen belegt waren (https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1246685/umfrage/auslastung-von-intensivbetten-in- 
deutschland/), indizierten gerade keine im Vergleich zu den Grippewellen vorangegangener Jahre erhöhte Gefahrenlage. 


Daneben kam es seit Beginn der Impfkampagne im Januar 2021 zu Verdachtsmeldungen über Impfschäden und Tote in zeitlichem Zusammenhang mit einer Impfung mit diversen auf 
der mRNA-Technologie basierenden Impfstoffen gegen das Coronavirus. Womöglich kann schon darin, dass es unterlassen wurde, die Impfstoffe wieder aus dem Verkehr zu ziehen, 
ein Angriff gegen die Zivilbevölkerung zu sehen sein. Jedenfalls wird man auf Grundlage der Verdachtsmeldungen ab dem Zeitpunkt der Einführung von 2G-Regelungen ab November 
2021 von einem systematischen Angriff gegen die Zivilbevölkerung ausgehen müssen, da ab diesem Zeitpunkt eine faktische Impfpflicht in der Bundesrepublik Deutschland und 
aufgrund vergleichbarer Regelungen in allen Mitgliedstaaten der NATO, wie auch in vielen weiteren Staaten der Welt, insbesondere auch in der Volksrepublik China, galt. 


Aufgrund der bundesweiten, pauschalen und präventiven Maßnahmen erfolgte dieser Angriff auch systematisch. 


Daneben erfolgte ein systematischer Angriff durch die flächendeckende Berichterstattung, in der Zersetzungsmethoden aus der operativen Psychologie (vgl. etwa die 
Beitragssammlung „Zersetzung der Seele - Psychologie und Psychiatrie im Dienste der Stasi“, Klaus Behnke/Jürgen Fuchs (Hrsg.), S. 70 ff.: z.B. durch Isolation, Monopolisierung der 
Wahrnehmung, Herbeiführen von Entkräftung und Erschöpfung) gegen Oppositionelle und Ungeimpfte und auch gegen die Gesamtbevölkerung Anwendung fanden, um diese aus dem 
sozialen und politischen Leben der Gesellschaft auszuschließen und in psychische Ausnahmesituationen zu bringen, die ihre Widerstandsfähigkeit und eigene Entscheidungsfähigkeit 
brechen und sie gefügig machen sollten. Auch diese Berichterstattung erfolgte systematisch, da sie in gleichgeschalteten Medien bundesweit und weltweit erfolgte. Die faktische 


https://www.heise.de/tp/features/Bill-Gates-als-heimlicher-Medienmogul-6273016.html; auch über das „Project Syndicate": 
https://web.archive.org/web/20200525085306/http://www.gloobal.net/iepala/gloobal/fichas/ficha.php?entidad=Agentes&id=15926&opcion=descripcion, https://www.project- 


Berichterstattung wiederum im Wesentlichen durch überregionale Zeitungen - teilweise ungeprüft - übernommen wurde. 


Daneben kam es zu vielen „faktischen“ Maßnahmen auf Demonstrationen oder gegen Einzelne, die teilweise zwar grundsätzlich vom Gesetz als Rechtsfolge vorgesehen sind, bei 
denen jedoch in vielen Einzelfällen der Anwendungsrahmen des Gesetzes bewusst überspannt oder der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz absichtlich oder zumindest bewusst 
missachtet wurde. Auch diese Vorgehensweise folgte einem System durch Anordnungen oder Weisungen, alles tatsächlich Mögliche gegen Oppositionelle oder Ungeimpfte zu 
unternehmen, ohne dabei die Gesetzesbindung, insbesondere den Gesetzesvorrang, der Verwaltung zu achten. Daneben wurden Ungeimpfte, die sich in zulässiger Weise öffentlich 
geäußert haben, unter dem Vorwurf der vermeintlichen „Delegitimierung des Staates“ gezielt vom Verfassungsschutz verfolgt oder aus ihrem Berufsleben und sozialen Umfeld 
gedrängt, was gegenüber dem Individuum entwürdigend und eines Rechtsstaates insgesamt nicht würdig ist. 


Dieser systematische Angriff ging hauptsächlich durch die oben aufgeführten Personen aus dem Inneren, jedoch teilweise auch von der Volksrepublik China und der Russischen 
Föderation aus. Denn während die Volksrepublik China über internationale Organisationen wie der WHO (vgl. z.B. https://www.spiegel.de/ausland/coronavirus-who- 
weltkrankheitsorganisation-a-29c74432-aea1-4f9a-b1ff-fcc4bb43cc4e) und über Druckmittel wie die Beschränkung des Außenhandels über Lieferketten, die durch Lockdowns bzw. die 
„Zero Covid“-Politik (vgl. z.B. https://www.faz.net/aktuell/politik/schanghai-lockdown-verschaerft-lieferketten-stress-17915316.html) gestört wurden, auf unsere Politiker einwirkte, 
versuchte die Russische Föderation, die Oppositionsbewegungen gegen die Corona-Maßnahmen für ihre Zwecke zu vereinnahmen (https://www.dailymail.co.uk/news/article- 
10502829/Russia-providing-indirect-support-right-wing-groups-says-Intelligence-report.html; ähnliches gilt für Deutschland). 


Beide Seiten förderten dabei antiliberale bzw. antiwestliche politische Umwälzungen, die die freiheitlichen demokratischen Ordnungen der westlichen Staaten offenbar unterminieren 
putin-has-morphed-far-right-savior), während die durch China in westlichen Staaten beeinflussten Politiker rechtsstaats- und verfassungswidrige Maßnahmen erließen. Die 
dahinterstehende Technik der marxistischen bzw. materialistischen Dialektik wird unter dem Tatvorwurf Nr. 3 näher erläutert. Darüber hinaus besteht der dringende Verdacht, dass 
Covid-19 einem von der NIH, die dem HHS der Vereinigten Staaten von Amerika untersteht, finanzierten Labor in Wuhan (China) entstammt (https://nypost.com/2021/11/04/letter- 
confirms-wuhan-lab-virus-study-was-funded-by-taxpayers/). Zudem ist anzumerken, dass in der Volksrepublik China und in der Russischen Föderation dieselben Maßnahmen gegen 


das Coronavirus, teilweise sogar noch intensiver, eingeführt wurden und ihre Zivilbevölkerungen damit demselben systematischen Angriff unterlagen. 


Insoweit die Staatsoberhäupter beider Staaten durch internationale Finanzströme - insbesondere aus den Vereinigten Staaten von Amerika - hierzu beeinflusst bzw. unter Druck 
gesetzt wurden (vgl. die Bücher von Antony Cyril Sutton), wird man diesen Staaten jedoch keinen Vorwurf machen können. 


Zu a): die Tötung von Menschen 


Während es durch die 2G-Regelung, wonach nur geimpfte oder genesene Personen am gesellschaftlichen Leben teilhaben durften, eine faktische Impfpflicht gab, da nicht-Genesene 
und nicht-Geimpfte Personen in entwürdigender Weise aus dem öffentlichen Leben ausgeschlossen wurden, kamen infolge der Impfung Menschen zu Tode (vgl. die 
Verdachtsmeldungen in den Sicherheitsberichten des PEI zu Sterbefellen in zeitlichem Zusammenhang mit der Impfung gegen das Coronavirus, 
https://www.pei.de/DE/newsroom/dossier/coronavirus/sicherheitsberichte/archiv-berichte.html; oder in der EU nach den Daten der EMA: ; vgl. auch 


https://scienceflles.org/ 2U22/ 10/S1/das-leben-der-anderen-polit-darsteller-stoeren-#6-Millionen-nebenwirkungen-und-29-1 »6-tote-In-nur-einer-datenbank-nicht-die-bonne/? 


Ein Indiz sind auch die erhöhten Sterbezahlen ab Beginn der allgemeinen Impfkampagne im Juni 2021 im Vergleich zu den Vorjahren (vgl. 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Corona/_Grafik/_Interaktiv/woechentliche-sterbefallzahlen-jahre.html;jsessionid=83A0F9A377C2414B8CB667D9BO8D6E7C.live711? 


nn=209016). 


Daneben führten Impfungen häufiger zu Herzrhythmusstörungen (vgl. die zitierten Sicherheitsberichte des PEI), insbesondere bei jüngeren Geimpften, die weder gefährdet waren, nach 
einer Infektion mit dem Coronavirus zu sterben, noch gefährdet waren, daran derart schwer zu erkranken, dass eine intensivmedizinische Behandlung erforderlich gewesen wäre (vgl. 


man einen Menschen mit einer sofort tödlichen Substanz vergiftet oder mit einer Substanz, die erst in Jahren oder Jahrzehnten eine tödliche (Folge-)Erkrankung auslöst, da Kausalität 
und Vorsatz gegeben sind. 


Es handelt sich dabei deshalb um eine faktische Impfpflicht, weil man sich - selbst wenn das Coronavirus tatsächlich existiert hat und nicht lediglich durch fehlerhafte Schnell- oder 
erlangen. Selbst wenn man einem Infizierten begegnet, obwohl die Kontaktbeschränkungen das verboten haben, und eine Infektion anstrebt, ist eine Infektion von vielen Faktoren, 
insbesondere dem Zustand des Immunsystems abhängig. Im Übrigen ist aufgrund der Möglichkeit des Versterbens infolge einer Infektion mit dem Coronavirus auch die Erreichung 
des Genesenen-Status unter den 2G-Regelungen keine Alternative zur Impfung, die nicht zum Tod führen könnte. Daher wurde durch die Einführung der 2G-Regelungen der Bevölkerung 
faktisch die Pflicht auferlegt, sich entweder dem Risiko des Todes durch die Impfung mit einem neuartigen und unerprobten mMRNA-Impfstoff oder aber dem Risiko des Todes durch 
eine Infektion mit dem Coronavirus auszusetzen, wenn man nicht entwürdigt werden „wollte“. In beiden Alternativen der 2G-Regelung wurde eine Körperverletzung vorausgesetzt und 
der mögliche Tod der jeweiligen Person billigend in Kauf genommen, da bereits vor der Einführung von 2G-Regelungen im April 2021 bekannt war, dass Corona-Impfstoffe tödliche 


berichte.html, etwa S. 8 des Berichts über Verdachtsfälle von Nebenwirkungen und Impfkomplikationen nach Impfung zum Schutz vor COVID-19 des PEI vom 09.04.2021). 


Insoweit man von keinem Todesrisiko durch die auf mMRNA-Technologie basierenden Impfstoffen ausgeht, ist jedenfalls die Versuchsstrafbarkeit gegeben, da aufgrund der Datenlage 
der Tod infolge einer Impfung aufgrund der 2G-Regelung in den Vorsatz aufgenommen wurde. 


Daneben wurden durch die medialen Hetzkampagnen gegen und die daraus resultierende Isolation von nicht geimpften Menschen oder anderer entwürdigender Maßnahmen diese in 
den Suizid getrieben, vgl. etwa 


« den Familienselbstmord in Brandenburg, https://www.rnd.de/panorama/vierfachmord-in-brandenburg-verbindung-in-die-querdenker-szene-und-gefaelschter-impfnachweis- 
als-5SEUTB7BRDFFAXAHTOTEDEVCMYOQ.html, 

« die erhöhten Suizidzahlen während der Zeit von Lockdowns, z.B.: https://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/warum-die-suizidrate-bei-jugendlichen-angestiegen-ist- 
17723466.htm!); 

e und indiziell die Übersterblichkeit im Jahr 2021, die sich nicht allein auf Todesfälle infolge einer Infektion mit dem Coronavirus oder auf Impfschäden zurückführen lässt: 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Corona/_Grafik/_Interaktiv/woechentliche-sterbefallzahlen- 


jahre.html;jsessionid=83AOF9A377C2414B8CB667D9B08D6E7C.live711?nn=209016). 


Das bewusste Zulassen illegaler Migration entgegen nationaler Vorschriften - in Deutschland entgegen den Regelungen des Aufenthaltsgesetzes und Art. 16a GG (auch heute noch, 
vgl.: https://m.focus.de/politik/die-unsicherheitsministerin-spd-ministerin-faeser-will-fluechtlinge-nicht-registrieren-und-geht-damit-ein-hohes-risiko-ein_id_75566162.htm!) - erfüllt 
dabei grundsätzlich nicht den Tatbestand der teilweisen Zerstörung einer Bevölkerung. Wird diese jedoch absichtlich und massenhaft gefördert, um die ethnische Zusammensetzung 
eines Staatsvolkes absichtlich zu verändern (vgl. z.B. den Anteil der unter 20-Jährigen ohne Migrationshintergrund in Deutschland: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft- 
Umwelt/Bevoelkerung/_Grafik/_Statisch/migration-altersaufbau.png?__blob=poster), verengt dies den Raum der Entfaltungsmöglichkeiten der heimischen Bevölkerung und ist letztlich 


geeignet, diese zu verdrängen und in der Weise zu verändern, dass sie in ihrer ursprünglichen ethnischen Zusammensetzung nicht mehr fortexistieren kann und damit (zumindest 
teilweise) vernichtet wird. 


Der Gründer der Paneuropa-Union, der ältesten europäischen Einigungsbewegung, Richard Nikolaus Coudenhove-Kalergi, plante die Bevölkerungen Europas bzw. der gesamten 
westlichen Welt zu einer „Mischrasse“ zu „kreuzen“, um „Inzucht“ innerhalb dieser Völker zu verhindern (ders., in: „Praktischer Idealismus“, https://archive.org/details/Coudenhove- 
Kalergi-Praktischer-Idealismus, S. 20-23). 


Ein Indiz für die Verfolgung dieses Plans durch Teile der Bundesregierungen der Bundesrepublik Deutschland ist etwa, dass Bundeskanzlerin a.D. Angela Merkel im Jahr 2010 mit dem 
Europapreis der „Europa-Gesellschaft Coudenhove-Kalergi“ ausgezeichnet wurde (https://www.bundeskanzler.de/bk-de/aktuelles/europapreis-fuer-die-bundeskanzlerin-418208) und 
nachfolgend in der sogenannten Flüchtlingskrise massenhafte illegale Migration geschehen ließ. Auch der Bundesfinanzminister a.D. Wolfgang Schäuble äußerte sich 2016 angelehnt 
an dieses Ziel öffentlich, man müsse Migration nach Europa fördern, um „Inzucht“ zu verhindern (https://www.faz.net/aktuell/politik/wolfgang-schaeuble-abschottung-wuerde-europa- 
in-inzucht-degenerieren-lassen-14275838.html), was im Umkehrschluss als absichtliche „Kreuzung“ von verschiedenen Völkern zur Schaffung einer „Mischrasse“ zu verstehen ist. 
Darin ist das Spiegelbild zu Lebensborn-Projekten der Nationalsozialisten zu sehen. Denn es kann keinen Unterschied machen, ob man die genetische Homogenität oder Heterogenität 
der ethnischen Zusammensetzung einer Bevölkerung gezielt mit politischen Maßnahmen manipuliert, da die Einstufung von Menschen als „Zuchtobjekten“ nach der Objektformel des 
Bundesverfassungsgerichts entwürdigend ist. 


Die Absicht der teilweisen Zerstörung der deutschen Bevölkerung ergibt sich auch aus Äußerungen diverser Politiker, das deutsche Volk existiere gar nicht (vgl. z.B. die Äußerung 
Robert Habecks, es gebe „kein Volk“ oder lediglich ein Staatsvolk, obwohl die Art. 6 und 7 des Römischen Statuts des Internationalen Gerichtshofs gerade Nationen und einzelne 
Ethnien schützen soll, deren Existenz also vorausgesetzt wird: https://jungefreiheit.de/debatte/kommentar/2018/zorniger-ausdruck-staatsbuergerlicher-emanzipation/; unter der 
Leitung von Außenminister a.D. Heiko Maas wurde etwa ein Tweet abgesetzt, in dem das „deutsche Volk“ in Anführungsstrichen gesetzt wurde, was die Negation seiner Existenz 
zumindest als Nation impliziert: https://twitter.com/AuswaertigesAmt/status/1265281137804484608? 
ref_sre=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1265281137804484608%7Ctwgr%5E25206fd3c46577e3c546ad34dbbe72f960d7ceac%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=htt 
PS%3A%2F%2Fwww.anonymousnews.org%2Fdeutschland%2Faussenministerium-deutsches-volk%2F; indiziell auch der Versuch der Umdeutung des Heimatbegriffs, um dem 
deutschen Volk die Einforderung seines Rechts als im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland „beheimatete“ Nation auszureden: https://www.tichyseinblick.de/daili-es-sentials/spd- 
politikerin-faeser-heimat-begriff-umdeuten/). 


Daneben wurden während des letzten Jahres Engpässe in der Energie- und Lebensmittelversorgung heraufbeschworen und - zumindest in der Energieversorgung - durch 
Klimaschutzmaßnahmen in der Energiepolitik der letzten 15 Jahre bewusst gefördert, was geeignet ist, im Falle der ausbleibenden Versorgung die teilweise Vernichtung der 
Bevölkerung zu bewirken. Insoweit besteht meines Erachtens der dringende Verdacht der versuchten teilweisen Zerstörung der Bevölkerung. 


Zu c): Zufügung von schweren körperlichen oder seelischen Schäden 


Infolge der Impfkampagne wurden Menschen schwere körperliche Schäden („Impfschäden“) zugefügt, die sich aus den oben zitierten Verdachtsmeldungen des PEI ergeben. Da die 
Bevölkerung faktisch einer Impfpflicht unterlag, ist auch die Kausalität zwischen der Einführung der Corona-Maßnahmen und den hervorgerufenen Impfschäden gegeben. 


Daneben hat die (wie oben beschrieben gleichgeschaltete und systematische) Verhetzung der Bevölkerung über private und öffentliche mediale Erzeugnisse (vgl. z.B. https://ich-habe- 
mitgemacht.de/liste/nach-id.htm!l), sowie die Isolation bzw. Ausgrenzung von Ungeimpften oder positiv Getesteten ebenfalls offenkundig seelische Schäden in der Bevölkerung 
hervorgerufen (https://www.mdr.de/wissen/psychische-folgen-corona-kontaktbeschraenkung-social-distancing-100.htm!). 


In der zweiwöchigen Quarantäne-Pflicht lässt sich abhängig von der tatsächlichen Existenz und Gefährlichkeit des Coronavirus eine schwerwiegende Beraubung der körperlichen 
Freiheit erblicken. Jedenfalls stellten die in der Volksrepublik China und dem Commonwealth of Australia eingerichteten „Covid/Isolations-Camps“ (https://www.the- 
sun.com/news/4440705/china-quarantine-camps-toughest-lockdown/, 


solche Beraubung der körperlichen Freiheit in schwerwiegender Weise dar, da sie - auch wenn die Infizierten weder ermordet noch zur Zwangsarbeit verpflichtet wurden - den 
Konzentrationslagern des nationalsozialistischen Deutschen Reiches und den in der Sowjetunion eingerichteten Gulags angelehnt sind und die Einquartierung auch nicht 
symptomatischer Personen allein auf Basis unzuverlässiger Coronatests, die insbesondere bei einer niedrigen Prävalenz in der Bevölkerung häufiger falsch-positiv ausgehen können 
obwohl dies nicht die wahre Todesursache war (vgl. indiziell die Untersuchung Prof. Dr. Bertram Häusslers für den Zeitraum Juli und August 2021: 
https://www.welt.de/politik/deutschland/plus233426581/Seit-Juli-2021-Corona-bei-80-Prozent-der-offiziellen-Covid-Toten-wohl-nicht-Todesursache.html). Dennoch wurden die offiziell 


gemeldeten lodeszanhlen In der Üffentlichkeit als tatsachlıch Infolge einer Covid-19-Infektion Verstorbene dargestellt, um Angste In der allgemeinen Bevölkerung zu schuren und deren 
Akzeptanz und Hinnahme weiterer Maßnahmen zu fördern. 


rassischen, nationalen, ethnischen, kulturellen oder religiösen Gründen, aus Gründen des Geschlechts oder aus anderen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts unzulässig, 
anerkannten Gründen 


Evident wurden alle Religionsgemeinschaften zumindest in ihrem Recht auf eine freie Religionsausübung, die unter Art. 4 Abs. 2 GG und Art. 9 Abs. 1 EMRK oder dem First Amendment 
der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika geschützt wird, verletzt, insoweit ihre Einrichtungen geschlossen und die Abhaltung von Gottesdiensten während Lockdowns 
verboten wurde. 


Daneben wurden oppositionelle Gruppierungen, insbesondere die - aufgrund der Zertifizierung von geimpften Personen - identifizierbare Gruppe der nicht geimpften Personen, 
zumindest durch gegen Versammlungen ausgesprochene Verbote entgegen Art. 8 GG, Art. 11 EMRK (lediglich die Versammlungsfreiheit) und des First Amendment der Verfassung der 
Vereinigten Staaten von Amerika. Daneben kommt auch eine fehlende Rechtfertigung von staatlich angeordneten Berufsverboten (z.B. entgegen Art. 12 GG) als Entziehung 
grundlegender Menschenrechte in Betracht. 


Zu 2.: Verbrechen der Apartheid (Art. 7 Römisches Statut des IStGH) 


Durch die 2G-Regelungen, beginnend ab September 2021, wurden wesentliche Teile der Bevölkerung aus ungerechtfertigten Gründen und in entwürdigender Weise aus dem 
öffentlichen Leben ausgeschlossen. 


Einerseits war bereits zu diesem Zeitpunkt bekannt, dass auch Geimpfte weiterhin mit dem Coronavirus infiziert und dieses trotz ihrer Immunität übertragen können, da die Impfstoffe 
gegen das Coronavirus keine sterile Immunität gewährleisteten (im Wöchentlichen Lagebericht des RKI zur Coronavirus-Krankheit-2019 vom 22.07.2021, S. 18 als „Impfdurchbrüche“ 
bezeichnet: https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/Wochenbericht/Wochenbericht_2021-07-22.pdf? _blob=publicationfFile, vgl. auch das 
entsprechende Archiv: https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/Wochenbericht/Wochenberichte_Tab.htmI? 
nn=13490888&cms_gtp=16396118_list%253D3). 


Andererseits ist bereits der Ausschluss von Menschen aus dem gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben entwürdigend (vgl. das Urteil des Ersten Senats des BVerfG vom 


bereits an sich eine Verletzung dieser darstellt und nicht verfassungsrechtlich gerechtfertigt werden kann. 
Zu 3.: Verschwörung zum Umsturz der freiheitlichen demokratischen Grundordnungen westlicher Staaten 


Zu den Verschwörern gegen die Verfassungen der Staaten dieser Welt, insbesondere der westlichen freiheitlichen demokratischen Grundordnungen, zählen vordergründig bedeutende 
Persönlichkeiten des internationalen Finanzsystems, die Mitglieder oder Teilnehmer der Weltklimakonferenz der UN, des WEF in Davos, der Organisation „ID2020“, dem Event201 und 
dem „World Health Summit“, bedeutende Mitglieder der Demokratischen Partei der Vereinigten Staaten, bedeutende Mitglieder der kommunistischen Partei Chinas und der 
sozialdemokratischen und sozialistischen Parteien insbesondere westlicher Staaten, sowie einzelne Mitglieder anderer politischer Parteien und bedeutende Persönlichkeiten der 
Wirtschaft, insbesondere der Finanzbranche, in westlichen Ländern. 


Hinsichtlich der Mitglieder von Parlamenten und Regierungen gilt zwar der Grundsatz der Indemnität und Immunität, die vor strafrechtlicher Verfolgung aufgrund des 
Abstimmungsverhaltens und vor strafrechtlichen Ermittlungen im Allgemeinen schützt. Aufgrund der Tragweite und Bedeutung des durch die Corona-Maßnahmen geschaffenen Leids 
unter der Menschheit, ist in diesem Fall jedoch ausnahmsweise eine strafrechtliche Verfolgung in Bezug auf Umsturzhandlungen oder die Mitwirkung an der Einführung von neuen 
Corona-Maßnahmen durch eine bejahende Stimmabgabe, in der Bundesrepublik Deutschland spätestens ab dem 01. Juni 2021, als zulässig anzusehen. Ein Präzedenzfall hierfür ist 
der Nürnberger Prozess, in dem Regierungsmitglieder ebenfalls wegen schwerer Verbrechen gegen die Menschlichkeit zur Rechenschaft gezogen wurden. Wenn dies für die Exekutive 
eines Staates galt, in dem es faktisch keine Legislative gab, kann dies auch für Staaten gelten, in denen die wesentlichen politischen Entscheidungen durch die Legislativgewalt 
getroffen werden, insoweit hierdurch gravierende Verbrechen oder Umsturzhandlungen „von oben herab“ vorgenommen wurden. 


Grob skizziert durchläuft ein (kommunistischer) Umsturzversuch, den der Versuch der Einführung eines Sozialpunktesystems nach chinesischem Vorbild darstellt, nach dem Ex-KGB- 
Agenten Yuri Bezmenov vier Stadien, nämlich die der Demoralisierung, der Destabilisierung, der Krise und der Normalisierung. 


In der Phase der Demoralisierung werden die Traditionen, Werte und Moral einer Gesellschaft relativiert und gebeugt, indem z.B. die Rechtsordnung in Widersprüche manipuliert wird, 
Volksfeste wie Weihnachten verboten werden, die Religion und Sexualmoral einer Bevölkerung negiert werden, der Umgangston zwischen Mitmenschen gezielt auf ein respektloses 
Niveau gedrängt werden und unverhältnismäßige, surreale und unerfüllbare politische Ansichten zu vom Durchschnitt vertretenen Positionen erhoben werden. Insbesondere soll in 
dieser Phase das Vertrauen in Institutionen des Staates vermindert werden, indem diese in die Dysfunktionalität (z.B. durch die personelle Unterbesetzung bzw. Überlastung staatlicher 
Einrichtungen) getrieben oder mit unverhältnismäßigen Kompetenzen versehen werden. 


Zu dieser Phase zählen folgende Maßnahmen („Umsturzhandlungen“ bzw. revolutionäre Handlungen i.S.d. Art. 148 HesslVerf) von Staaten bzw. (auch inländischen) staatlichen 
Einrichtungen und Vertretern während der Coronapandemie: 


« Die Manipulation der öffentlichen Meinung durch gezielte Zersetzungsmaßnahmen und Desinformationskampagnen über die tatsächliche Fakten- und Datenlage zur 
Coronakrise, um die Akzeptanz bzw. Hinnahme von Umwälzungsmaßnahmen und Werteverschiebungen zu steigern, 

e die Überlastung des Staatswesens durch die Förderung oder das Geschehenlassen von Masseneinwanderung, 

« die Zersetzung und Lenkung von Protesten aller politischen Lager in eine gewünschte Richtung, 

« die versuchte Einführung von Projekten, die dem chinesischen Sozialpunktesystem angelehnt sind, insbesondere über 2G-/3G-Regelungen oder Klimaschutzmaßnahmen, 
(digitale) Impfpässe und entsprechenden Belohnungen oder entwürdigende Sanktionen für ein bestimmtes Sozialverhalten, 

« die gezielte und staatliche Manipulation der Sexualmoral der Bevölkerung, 

« die gezielte Verfolgung und politische „Ausschaltung“ gemäßigter Mitglieder oppositioneller Parteien und regierungskritischer Mitglieder der Regierungsparteien durch 
Denunziationskampagnen in den öffentlich-rechtlichen Medien oder durch die strafrechtliche Verfolgung und Inhaftierung Oppositioneller wegen Bagatellen, damit lediglich 
radikale Positionen im öffentlichen Diskurs übrigbleiben, 

« die Implementierung unverhältnismäßig hoher Bußgelder in Covid-Schutzmaßnahmen-Verordnungen, 

« die subversive russische Desinformation der Opposition mit verfassungswidrigen kommunistischen Ansichten, um im Falle des Scheiterns der Implementierung eines pro- 
chinesischen autoritären und totalitären Systems die Protestbewegung zu übernehmen und ein pro-russisches autoritäres und totalitäres System zu errichten: 


Grundlage dieser Technik der Umwälzungsstrategie ist die sogenannte marxistische bzw. materialistische Dialektik. Wesentliche Bestandteile hiervon sind, dass 


« es keine Vorstellung von einer absoluten Wahrheit gibt, 

« nicht deduktive und induktive Schlüsse oder die Möglichkeit der Falsifizierung von Behauptungen den Diskurs bestimmen (sollen), sondern allein die rhetorische 
Überzeugungsfähigkeit, selbst wenn letztere keinen Sachbezug aufweist oder nicht logisch hergeleitet wurde, 

« metaphysische Vorstellungen negiert werden, das heißt, dass Werte, Moral und Prinzipien beliebig seien, 

« in Widersprüchen und Gegensätzen gedacht wird, mittels Negation und Negation der Negation, um einerseits (konstante gesellschaftliche) Spannungen zu erzeugen und 
diese andererseits zu einer (für alle verbindlichen) Synthese, insbesondere der Aufhebung „gesellschaftlicher Widersprüche“, zu führen, 

« Qualität und Quantität ineinander umschlagen könnten, dass sich also die Qualität eines Umstandes ändere, sobald sich seine Quantität verändere, 

« die Gesellschaft ständiger Veränderung unterläge und bedürfe, weshalb Werte, Prinzipien, Traditionen und Moral unbeachtlich seien. 


(zur Vertiefung vgl. marxists.org) 
Einige Beispiele für diese Diskurstechnik sowohl in der Bundesrepublik Deutschland als auch insbesondere in den Vereinigten Staaten von Amerika: 


« die Forderung der Ehe für alle gegen die Ehe nur für Heterosexuelle in der Erwartung, das Institut der Ehe hebe sich durch diesen „Widerspruch“ auf, 
« Gender-Befürwörter gegen Gender-Gegner, um die Unterscheidung in Geschlechter aufzuheben, 
« insbesondere zur Erzeugung von Spannungen und der Beschäftigung der Gesellschaft mit sich selbst bzw. mit irrelevanten Themen: 
o Klimaschützer gegen Klimaschutzgegner, 
o Abtreibungs-Befürwörter gegen Abtreibungs-Gegner, 
o Befürwortung von jedweder Migration gegen die Nichtakzeptanz von Flüchtlingen, selbst wenn diesen ein Recht auf Asyl zusteht, 
o Einführung einer Corona-Maßnahme gegen das Verbot dieser Maßnahme (jeder solle sich impfen/keiner solle sich impfen, jeder solle eine Maske tragen/keiner solle 
eine Maske tragen, jeder müsse sich testen lassen/keiner solle sich testen lassen), um den Wert eigenverantwortlicher Selbstbestimmung aufzuheben. 


In der Folge entstehen Fliehkräfte, Spannungen und eine Verwässerung des Diskurses, deren Folgen der Ex-KGB-Agent Yuri Bezmenov folgendermaßen beschrieb: „no one will be able 
to come to sensible conclusions anymore“. 


In der Fhase der Destabilisierung wird eine situation geschaffen, In der die Gesellschaft schleichend dysiunktionaler wird, etwa durch die Destabilisierung staatlicher Funktionen durch 
die systematische personelle Unterbesetzung von Exekutive und Judikative oder allgemein die Überforderung von Polizei, Gerichten und sonstigen Institutionen einer Gesellschaft. 


In der Phase der Krise kommt es zum Zusammenbruch der Gesellschaft, um anschließend in der Phase der Normalisierung das neue System zu implementieren. 


Zwar kam es während der Coronakrise zu keiner tatsächlichen Krisensituation, also zu keinem Zusammenbruch gesellschaftlicher Funktionen. Jedoch wurde insgesamt die Schaffung 
einer „revolutionären Lage“ nach leninschem Vorbild (vgl. https://de.wikipedia.org/wiki/Revolution%C3%A4re_Situation) angestrebt. Etwa durch die Schaffung oder Vorspiegelung 
diverser Notsituationen in der Coronakrise, der Energieversorgung, des Ukraine-Kriegs und der Zuwanderung inklusive der Beeinflussung der Protestbewegungen für mehr Klimaschutz- 
Maßnahmen, obwohl diese verfassungswidrige Ansichten vertreten (vgl. etwa https://www.tichyseinblick.de/kolumnen/knauss-kontert/neubauer-lanz-demokratie/). Oder durch die 
Beeinflussung der Protestbewegungen gegen Corona-Maßnahmen hin zu verfassungsfeindlichen Einstellungen (z.B. über den Betrieb von extremistischen Fake-Accounts 


Opposition faktisch der „Wandel“ der Gesellschaft in Richtung eines antidemokratischen, unfreiheitlichen, rechtsfreien und verfassungswidrigen Systems gefördert. 


Insbesondere wurde durch Entwürdigungen, wie die Verhinderung der Teilhabe Ungeimpfter am sozialen, kulturellen und politischen Leben und durch die weitgehende Manipulation der 
Rechtsprechung zu evident verfassungswidrigen Entscheidungen (z.B. in Deutschland zur Bundesnotbremse Il oder zur vermeintlichen Rechtmäßigkeit von Versammlungsverboten) 
ein verfassungswidriger Zustand geschaffen. 


Daneben wurde in Bezug auf Deutschland der Volksverhetzungsparagraph, 8 130 StGB, zur einseitigen und unverhältnismäßigen Verfolgung von Oppositionellen angewandt, während 
Hetzkampagnen gegen Ungeimpfte als „Teil der Bevölkerung“ nicht strafrechtlich verfolgt, sondern sogar staatlich gefördert wurden. 


Die Klimaschutzmaßnahmen dienen offenbar dazu, einerseits Mitgliedstaaten der NATO politisch von der Volksrepublik China energiepolitisch abhängig zu machen und sie zu 
deindustrialisieren, andererseits dazu, den Wohlstand der Bevölkerung zu minimieren. 


Der CO2-Gehalt der Atmosphäre wurde bereits im Jahr 1895 auf 0,04% geschätzt (vgl. Meyers Konversations-Lexikon, Zehnter Band, 1895, S. 335, zum Begriff „Kohlensäure“, 
https://archive.org/details/bub_gb_GccfAQAAIAAJ/page/334/mode/2up). Das sind umgerechnet 400 ppm. Dennoch wird heute die Behauptung verbreitet, der CO2-Gehalt der 
Atmosphäre sei über die letzten Jahrhunderte wesentlich und bedrohlich gestiegen, in den letzten Jahren von angeblich ca. 380 ppm im Jahr 2007 auf ca. 420 ppm im Jahr 2022 (vgl. 
https:/climate.nasa.gov/vital-signs/carbon-dioxide/). 


Diese Behauptung wird dazu verwendet, über internationale Organisationen und Regierungen die Struktur der Wirtschaft der Mitgliedstaaten zu verändern. Im Pariser Kliimaabkommen 
de/themen/klimaschutz/klimaziele-und-sektoren-1669268). Dieses System wird mithilfe des Emissionsrechtehandels umgesetzt, in welchem Unternehmen verpflichtet sind, CO2- 
Zertifikate zu erwerben, insoweit sie Technologien für eine energieintensive Produktion, insbesondere die der Industrie, nutzen. Dadurch sollen Unternehmen entweder in Technologien 
gelenkt werden, die auf „erneuerbaren Energien“ beruhen oder aber in ihrer Produktion wesentlich beschränkt werden. Dieses System stellt daher ein planwirtschaftliches System dar, 
das den Marktwirtschaften westlicher Staaten grundsätzlich fremd ist und damit ein Schritt zur Beseitigung marktwirtschaftlicher Systeme darstellt. Dagegen geht in der 
Bundesrepublik Deutschland das Grundgesetz nach Art. 14 GG von der Eigentumsfreiheit, also auch der Freiheit des Eigentums an Produktionsmitteln und der Verfügung über 

diese aus. Eine Einschränkung ist lediglich im Rahmen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes möglich, insbesondere wenn Rechte anderer oder wie in Art. 14 GG ausdrücklich genannt 
Allgemeinwohlbelange entgegenstehen. Da sich der CO2-Ausstoß jedoch nicht auf das Allgemeinwohl der Bevölkerung auswirkt, ist diese Rechtfertigung nicht gegeben (vgl. auch, 
dass es keine Korrelation zwischen dem CO2-Gehalt der Atmosphäre und der weltweiten Durchschnittstemperatur in der Erdklimageschichte gibt; oder vertiefend die Broschüre „Kann 
der Mensch das „Klima retten“?“ von Prof. Dr. sc. techn. Dr. rer. nat. Wulf Bennert, Prof. Dr. habil. Wolfgang Merbach, Prof. Dr.-Ing. Hans-Günter Appel und Dr. techn. Helmut Waniczek, 


Dadurch werden die Mitgliedstaaten der NATO und auch andere Staaten in die energiepolitische Abhängigkeit von Rohstoffen getrieben, auf die die Volksrepublik China ein faktisches 
Monopol hat. Für Technologien erneuerbarer Energien werden etwa Seltene Erden, Platingruppenelemente, Germanium, Indium und Kobalt als Rohstoffe benötigt 
(https://de.wikipedia.org/wiki/Metalle_der_Seltenen_Erden#Gewinnung), auf Germanium im Jahr 2014 ein Monopol von 120 von insgesamt 165 Tonnen der weltweiten Förderung 
(https://de.wikipedia.org/wiki/Germanium), auf Indium im Jahr 2019 einen wesentlichen Anteil von 39% an der weltweiten Raffinerieproduktion 
(https://de.wikipedia.org/wiki/Indium#Produktion) und auf Kobald im Jahr 2017 einen Anteil von ca. 60% der weltweiten Raffinadeproduktion (https://www.technik- 
einkauf.de/rohstoffe/kritische-rohstoffe/wichtigste-groesste-kobalt-produzenten-weltweit-229.htm!). 


Über das Narrativ des Klimaschutzes wird auch der individuelle Wohlstand der Bevölkerung dadurch gemindert, dass der Bevölkerung immer wieder neue Sanierungsmaßnahmen oder 
andere kostenintensive Pflichten auferlegt werden. Darüber hinaus dient es auch der Agenda zur Implementierung eines Sozialpunktesystems nach chinesischem Vorbild, wonach die 
Grund- und Menschenrechte eines Menschen nur noch bedingt von seinem Verhalten gelten sollen (vgl. z.B. die Planung der bayerischen Landesregierung, „Nachhaltigkeitstoken“ zur 


Zielen der Agenda des „Great Reset“ des WEF (https://www.weforum.org/great-reset) und den in den Büchern von Herrn Klaus Martin Schwab, dem Gründer und geschäftsführenden 
Vorsitzenden des WEF, dargestellten "Visionen" oder Zielen (vgl. die Bücher von Klaus Schwab „Die Zukunft der Vierten Industriellen Revolution: Wie wir den digitalen Wandel 
gemeinsam gestalten“, 2019; „COVID-19: Der Grosse Umbruch“, 2020, „Das Grosse Narrativ: Für eine bessere Zukunft“, 2022 und die Übernahme dieser Narrative oder Agenden durch 
Regierungsbehörden, in Deutschland unter dem Stichwort „Industrie 4.0“ etwa durch das BMBF, https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/digitale-wirtschaft-und- 


Generalsekretär der kommunistischen Partei Chinas Xi Xinping (https://www.weforum.org/agenda/2022/01/address-chinese-president-xi-jinping-2022-world-economic-forum-virtual- 
session/) Teilnehmer von WEF-Konferenzen sind bzw. im Falle Putins dieser ein „Young Global Leader“ ist, wobei er nach dem Angriffskrieg gegen die Ukraine von der Website des WEF 


neo-eurasianismus-sowie-geopolitischer-hintergrund-zum-ukraine-konflikt/) ausging und vonseiten der Volksrepublik Chinas wesentlich durch das Projekt der Neuen Seidenstraße 
(https://de.wikipedia.org/wiki/Neue_Seidenstra%C3%9Fe) gefördert wird. Offenbar wird eine Angleichung der verschiedenen politischen Systeme bzw. die Abgrenzung zum 
freiheitlichen demokratischen politischen System der Vereinigten Staaten von Amerika politisch angestrebt. 


Insbesondere in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 


In Bezug auf Deutschland gelten die Art. 148, 149 der HessLVerf bundesweit („so sind alle, die sich beim Umsturz oder danach einer Verletzung der Verfassung schuldig gemacht 
haben, zur Rechenschaft zu ziehen, sobald der verfassungswidrige Zustand wieder beseitigt ist“). 


Weitere revolutionäre Handlungen zur Herstellung eines verfassungswidrigen Zustands waren die Installation des befangenen und parteiischen ehemaligen CDU-Politikers Stephan 
Harbarth als Präsidenten des BVerfG, sowie weiterer in Netzwerken verbundenen Personen, um von außen in demokratischen Institutionen getroffene politische und rechtliche 
Entscheidungen zu manipulieren, sowie der (polizeiliche) Einsatz der Bundeswehr im Inneren als Präzedenzfall für den Einsatz der Bundeswehr im Inneren 


Darüber hinaus wurde der Grundsatz des Vorbehaltes des Gesetzes nach Art. 20 Abs. 3 GG nicht gewahrt, insoweit bei der Anwendung von Vorschriften des IfSG die Erfüllung des 
Tatbestands fingiert wurde, obwohl tatsächlich keine gefährliche Krankheit im Umlauf war. Auch die „epidemische Lage nationaler Tragweite“ konnte durch den Bundestag nicht 
festgestellt werden, da der Bundestag nach dem Grundgesetz, außerhalb des Verteidigungsfalls oder eines Notstands, nicht zur Fingierung von Tatsachen ermächtigt ist und hieraus 
daher keine Rechtsfolgen abgeleitet werden können. 


Insoweit die WHO eine „gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite“ nach Art. 12 IGV festgestellt hat, ist diese spätestens in dem Zeitpunkt rechtswidrig, in dem aufgrund 
der von den Mitgliedstaaten an die WHO gelieferten Informationen der Beurteilungsspielraum des Generaldirektors der WHO sich derart verengt, dass eine gesundheitliche Notlage von 
internationaler Tragweite nicht mehr angenommen werden kann. Dies war wie oben dargestellt spätestens ab der allgemeinen Verfügbarkeit von Impfstoffen der Fall. 


Der Bundeskanzler Olaf Scholz äußerte zudem im Dezember 2021 öffentlich, es dürfe keine roten Linien bei der Pandemiebekämpfung geben 


Grundrechte, die eine rote Linie für das Handeln des Staates darstellen. 


Darüber hinaus wurde im Koalitionsvertrag der „Ampel-Koalition“ (https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12- 
10-koav2021-data.pdf?download=1) vereinbart, auf die Schaffung eines föderalen europäischen Bundesstaates hinzuwirken. Im Umkehrschluss folgt daraus die Abschaffung des 


„taates Bundesrepublik Deutschland. Dies Ist einerseits nicht mit der Ewigkeitsgarantie des Art. /9 Abs. 5 GG Zu vereinbaren und geht andererseits uber die durch Art. 25 Abs. 19.2 
GG vermittelte Kompetenz, lediglich Hoheitsrechte an die EU übertragen zu können, hinaus. 


Indiziell geht letzteres Vorhaben unter anderem auch auf Bill Gates bzw. die NGO Global Citizen zurück, deren Ziel jedenfalls dem Namen nach die Schaffung von Weltbürgern ist und 
die dieses Ziel durch die Gewährung geldwerter Vorteile an Demonstranten und Aktivisten verfolgen (https://www.globaleitizen.org/de/content/was-ist-global-citizen/), um mittels 
politischer Aktionen Regierungen dieser Welt unter Druck zu setzen, bestimmte politische Maßnahmen auf globaler Ebene umzusetzen. Diese NGO wird im Wesentlichen von Bill Gates 
bzw. der Bill & Melinda Gates Foundation oder über den Global Fund gefördert (https://www.youtube.com/watch?v=xsJwHK2_000Q; https://www.gatesnotes.com/About-Bill- 
Gates/What-in-the-World-Is-a-Global-Citizen). 


Zu 4.: Vorbereitung und Planung eines Angriffskrieges 


Offizieller Grund für den Einsatz in Afghanistan war der Terroranschlag vom 11. September 2001 gegen das World Trade Center. Vorgeblich war Osama Bin Laden für diesen Anschlag 
verantwortlich und wurde von den in Afghanistan vorherrschenden Taliban gedeckt bzw. versteckt. 


In Wahrheit fasste die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika unter George Walker Bush bereits am 10. September 2001 den Entschluss, einen Angriffskrieg gegen 
Afghanistan zu führen, sollten die Taliban sich weigern, Osama Bin Laden auszuliefern, wie man es bereits seit 1997 - auch unter der Regierung Clintons - verlangt hatte. Der Plan sah 
vor, der Taliban ein finales Ultimatum zu stellen und sollte dies abgelehnt werden, zunächst der Taliban feindlich gesinnte Gruppierungen mit Militärhilfen zu versorgen und andernfalls 
„more direct action“ zum Umsturz der Taliban anzuwenden (https://www.theguardian.com/world/2004/mar/24/september11.usa2). 


Im zeitlichen Zusammenhang mit dem Terroranschlag auf das World Trade Center führte Präsident Bush am Morgen des 11. September 2001 zudem eine ritualhafte Beschwörung des 
Anschlags in einer Schule durch, in der die Schulklasse „kite hit steel plane must“, frei übersetzt „Drache treffen Stahl Flugzeug muss“ laut aufsagen musste 
(https://www.youtube.com/watch?v=rhWafPeerbo). Das sind Indizien, die darauf hindeuten, dass die Regierung Bushs bereits vor seiner Ausführung Kenntnis von dem Terroranschlag 
hatte und ihn entweder selbst geplant, inszeniert oder schlichtweg zugelassen hat, um einen Grund für den geplanten Angriffskrieg gegen Afghanistan zu erhalten oder zu fingieren. Ein 
Indiz dafür, dass der Anschlag schlichtweg zugelassen wurde ist, dass bereits zwei Jahre zuvor der Report „Sociology and Psychology of Terrorism: Who Becomes a Terrorist an Why?“ 
vor der Gefahr warnte, dass Bin Laden ein Flugzeug kapern könnte, um damit in Regierungsgebäude zu fliegen (https://www.cbsnews.com/news/what-bush-knew-before-sept-11/). 


Da dieser Krieg auf einer Täuschung beruhte, war lediglich das Verhalten der Hintermänner dieser Täuschung und derjenigen, die die Behauptung in Kenntnis ihrer Unwahrheit in die 
Öffentlichkeit getragen haben, vom Vorsatz getragen. 


Der Angriffskrieg gegen den Irak unter der Regierung Saddam Hussein Abd al-Majid al-Tikriti folgte im Wesentlichen auf die öffentliche Präsentation von Satellitenbildern und 3D- 
Animationen am 05. Februar 2003 vor dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen durch den damaligen Außenminister der Vereinigten Staaten von Amerika, Colin Luther Powell, 
Nach der Eroberung und Besetzung des Iraks stellte sich diese Behauptung jedoch als falsch und unhaltbar heraus, man hatte trotz intensiver Suche „nichts“ gefunden (vgl. 
https://www.nbcenews.com/id/wbna7634313). Auf der anderen Seite wurde während des Krieges durch die Streitkräfte der Vereinigten Staaten von Amerika Uranmunition verwendet, 
die irakische Böden verseuchte und gesundheitlich schwerwiegende Langzeitfolgen für die Bevölkerung des Iraks verursachte (vgl. https://www.daserste.de/information/politik- 


weltgeschehen/weltspiegel/sendung/swr/2013/irak-uranmunition-100.htm!). 


Da auch dieser Krieg auf einer Täuschung beruhte, war lediglich das Verhalten der Hintermänner dieser Täuschung und derjenigen, die die Behauptung in Kenntnis ihrer Unwahrheit in 
die Öffentlichkeit getragen haben, vom Vorsatz getragen. 


Zu 5.: Verschwörung zur Beseitigung der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika 
Im Wesentlichen ergibt sich für die Vereinigten Staaten von Amerika dasselbe Bild wie für Deutschland und aller anderen westlichen Staaten und Mitgliedstaaten der NATO. 


Entscheidendes Indiz zur Begründung des Tatverdachts sind zunächst die Anomalitäten der Präsidentschaftswahlen 2020 entgegen Artikel 2 Paragraph 1 der Verfassung der 
Vereinigten Staaten von Amerika, wonach die Wahlmänner der Bundesstaaten nach dem Recht der Bundesstaaten zu wählen sind. 


Allgemeine Indizien für eine Fälschung der Wahl sind: 


« die hohe Wahlbeteiligung, die von ca. 129 Millionen Wählern in der Präsidentschaftswahl 2016 (https://en.wikipedia.org/wiki/2016_United_States_presidential_election) auf 
ca. 155 Millionen Wähler in der Präsidentschaftswahl 2020 (https://edition.cnn.com/election/2020/results/president) gesprungen, also um 20% gestiegen ist, während die 
Anzahl registrierter Wähler in demselben Zeitraum jedoch nur um ca. 10 Millionen registrierte Wähler bzw. um 6% angestiegen ist, 

« die Niederlage Joe Bidens in fast allen „Bellwether Counties“, die regelmäßig den Sieger einer Präsidentenwahl indizieren 
(https://en.wikipedia.org/wiki/List_of_election_bellwether_counties_in_the_United_States), 

« der Verlust von 13 Sitzen im Repräsentantenhaus für die Demokraten, obwohl ihr Kandidat offiziell als Sieger der Wahl deklariert wurde 


« die Differenz zwischen den gültigen Stimmen für die Wahl zum Repräsentantenhaus (ca. 150 Millionen, s.o.) und den gültigen Stimmen für die Wahl zur Präsidentschaft (ca. 
155 Millionen, s.o.), 

« dass Joe Biden nach einer Studie unter Anwendung einfacher Tests zur Überprüfung von Wahlen in den Bundesstaaten AZ, GA, MI, NV, PA, WI insgesamt 146.000 bis 334.000 
Stimmen zu viel zugerechnet wurden, wobei die Dunkelziffer vom Autor als weitaus höher eingeschätzt wird (John R. Lott, Jr., Ph.D. vom Crime Prevention Research Center, 


« die Transaktion von 400 Millionen USD durch die UBS Securities LLC an den Private Equity-Fonds Staple Street Capital III LP einen Monat vor der Präsidentschaftswahl 
(https://www.sec.gov/Archives/edgar/data/1827586/000182758620000001/xsIFormDX01/primary_doc.xm|), wobei letzterer im Jahr 2018 eine wesentliche Beteiligung an 


management-team-and-staple-street-capital-300681752.html) und diese Summe den Hauptanteil seines Gesamtvermögens ausmacht 
(https:/pitchbook.com/profiles/fund/18088-57F#overview), 


https://www.heritage.org/voterfraud. 
Der wahre Umfang der Unregelmäßigkeiten und eines möglichen Wahlbetrugs wird für das Verfahren zu ermitteln sein, ein Anfangsverdacht ist jedenfalls gegeben. 
Weitere revolutionäre Handlungen in Bezug auf die Vereinigten Staaten von Amerika werden im Folgenden dargestellt. 


Im Sommer 2020, also wenige Monate vor den Präsidentschaftswahlen, wurde die Bevölkerung durch gleichzeitige, reißerische Medienberichte zu Rassenunruhen angestiftet, in denen 
die von diesen Unruhen ausgehenden Gewalttätigkeiten heruntergespielt wurden. Vertreter der Demokratischen Partei solidarisierten sich dabei öffentlich mit den Unruhestiftern, auch 
nachdem ihre Gewaltbereitschaft bekannt wurde. Dabei wurde ein Schaden von über 2 Milliarden USD verursacht (https://www.thesun.co.uk/news/12698554/george-floyd-protests- 
2billion-damage/) und es wurden einige Personen getötet und verletzt, insbesondere über 2.000 Polizisten (https://www.policemag.com/585160/more-than-2-000-officers-injured-in- 
summers-protests-and-riots). Diese Unruhen wurden im Wesentlichen durch die Bewegung Black Lives Matter angestoßen, welche Spenden in Millionenhöhe zur Finanzierung ihres 
Aktivismus erhalten hat (https://nypost.com/2021/02/24/black-lives-matter-received-over-90m-in-donations-last-year/). Im Rahmen der Proteste wurde unter anderem auch das 


apology/). 


Daneben gibt es Hinweise darauf, dass die Demonstranten des 06. Januar 2021 am Kapitol der Vereinigten Staaten von Amerika durch einzelne Personen, die sich unter die 
Demonstration gemischt haben, gezielt angeleitet wurden, das Kapitol zu betreten. Auf der Gegenseite haben einige Sicherheitskräfte dabei bewusst Demonstranten hereingelassen 


bewaffnete Stürmung bzw. Aufstand in medialen Publikationen dargestellt, um offenbar weiter Zwietracht in der Gesellschaft zu sähen und neue gesellschaftliche Spannungen zu 
erzeugen. 


Bill Gates, der aufgrund obiger Ausführungen wesentlichen Einfluss auf die öffentliche Meinungsbildung ausüben kann, geht von einem baldigen „Bürgerkrieg“ in den Vereinigten 


Prasidenten durch dıe Kommunistische Partei der Volksrepublik China, da diese wesentlichen Einfluss auf chinesische Unternehmen ausubt bzw. deren Vorstande mit Parteimitgliedern 
besetzt. 


In den Vereinigten Staaten von Amerika wird daneben seit Jahren politisch forciert, das allgemeine Recht auf Waffenbesitz, den zweiten Verfassungszusatz, zu beseitigen, um die 
Bevölkerung gegenüber der Regierung oder ausländischen Invasoren wehrunfähig zu machen. 


Zu 6.: Verschwörung gegen den Weltfrieden durch die Manipulation der Mitgliedstaaten der NATO in einen Krieg mit der Russischen Föderation oder der Volksrepublik China 
entsprechend Anklagepunkt zwei des Nürnberger Prozesses 


Der derzeit in der Ukraine stattfindende Konflikt zwischen der Ukraine und der Russischen Föderation wurde bewusst und gezielt von Hintergrundmächten angestachelt und eskaliert. 


So wurde der Umsturz der Regierung unter Wiktor Fedorowytsch Janukowytsch im Wesentlichen durch die Regierung unter Barack Obama, die Open Society Foundation über den 
International Renaissance Fund und über die deutsche Konrad Adenauer Stiftung durch die Vergütung von Demonstranten und unter anderem die Unterstützung Wladimir 
https://www.paulcraigroberts.org/2014/02/17/us-eu-paying-ukrainian-rioters-protesters-paul-craig-roberts/; https://www.irf.ua/en/; https://www.spiegel.de/politik/ausland/ukraine- 
merkel-will-klitschko-zum-praesidenten-aufbauen-a-937853.html; https://www.crunchbase.com/organization/klitschko-foundation; wesentliches Indiz für die Beteiligung der Klitschko 
Foundation ist, dass ihr Geldvermögen in EUR und USD von 554.000 USD im Jahr 2014 auf 2,52 Millionen USD und 3,9 Millionen EUR angewachsen ist, vgl. 
https://www.klitschkofoundation.org/media/4024/2015-report-eng-_scan.pdf, S. 8, sowie die Beteiligung Klitschkos als vermeintlicher Oppositionsführer und dessen Darstellung als 
solchem in deutschen öffentlich-rechtlichen Medien, vgl. z.B. https://www.dw.com/de/opposition-auf-den-barrikaden/a-17288095). 


Infolge des Umsturzes kam es zu Kampfhandlungen insbesondere im Osten der Ukraine zwischen prorussischen Milizen oder Streitkräften und ukrainischen Streitkräften oder Milizen. 
Dabei wurde unter anderem der Malaysia-Airlines-Flug 17 durch eine Flugabwehrrakete des ehemals sowjetischen Typs Buk M1 abgeschossen, wodurch die Lage in der Ukraine drohte, 
Konflikten im Osten der Ukraine, für die sich die Russische Föderation einerseits aufgrund der mehrheitlich russischsprachigen Bevölkerung in diesem Teil der Ukraine als Schutzmacht 
ansieht und andererseits die neuen Regierungen der Ukraine auf die Unverletzlichkeit ihrer territorialen Integrität besteht (https://de.wikipedia.org/wiki/Krieg_im_Donbas). Dabei wurde 
die Ukraine seit 2014 regelmäßig mit Militärhilfen oder finanziell aus den Mitgliedstaaten der NATO unterstützt, um einer russischen Invasion vorzubeugen oder die Ukraine auf eine 


role-in-funding-us-bio-labs-contractor-in-ukraine-e-mails/, https://www.theguardian.com/world/2022/mar/11/russia-biological-weapon-claim-us-un-ukraine-bio-labs-explainer), die 
vonseiten der Russischen Föderation nach dem äußerst wahrscheinlichen Entweichen des Coronavirus aus einem Labor in Wuhan als Bedrohung angesehen wurden und als offizieller 
Grund für die Angriffshandlungen ab dem 24. Februar 2022 angeführt wurden. Die Lage wurde vonseiten der Russischen Föderation weiter eskaliert, als der russische Präsident 
Vladimir Putin mit einem Atomschlag drohte (https://www.msn.com/de-de/nachrichten/welt/putin-droht-unverhohlen-mit-taktischen-atomwaffen-%E2%80%93-doch-wie-w%C3%BCrde- 


ein-solches-szenario-aussehen/ar-AA12GMIX). 


Daneben wurden auch in der Ukraine im Rahmen des bewaffneten Konflikts Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen, insbesondere in Bucha, wobei nicht eindeutig aufgeklärt 
werden kann, ob hierfür russische Streitkräfte oder ukrainische Milizen verantwortlich sind und ob es sich bei den Opfern um prorussische oder proukrainische Zivilisten handelt 
(https://www.buzzfeed.de/news/krieg-russische-soldaten-ukrainisch-weisse-stofffetzen-butscha-massaker-weisse-armbinden-ukraine-91467252.html) und es daher einer 
abschließenden Aufklärung bedarf. 


Zuletzt wurde eine Rakete aus der Ukraine auf polnisches Staatsgebiet abgefeuert, um dies der Russischen Föderation anzulasten und den Verteidigungsfall nach Art. 5 des North 
Atlantic Treaty zu erklären (https://www.welt.de/politik/ausland/article242155141/Polen-Ungluecklicher-Zufall-Rakete-kam-wohl-aus-der-Ukraine.htm!). 


Gleichzeitig beteiligten sich Familienangehörige bzw. Kontaktpersonen von Mitgliedern der Demokratischen Partei der Vereinigten Staaten an ukrainischen Unternehmen oder nahmen 
dort bedeutende Positionen ein, um sich über die dort geschaffenen politischen Verhältnisse zu bereichern, bis zu dessen Zusammenbruch insbesondere auch über das FTX- 
https://www.newsweek.com/what-behind-claim-joe-biden-laundered-billions-ukraine-aid-via-ftx-1759774, vgl. zur Erklärung des Systems: https://www.investopedia.com/ftx-exchange- 
5200842). Ein eigenes, privates Interesse an der bedingungslosen Verteidigung der Ukraine gegenüber der Russischen Föderation ist damit evident. 


Auch heute noch werden ukrainische Medien aus dem Ausland, insbesondere durch George Soros, finanziert, um Kriegsrhetorik zu verbreiten (https://www.hyphen-report.com/george- 
soros-and-ngos-fund-ukrainian-media/). 


Im Übrigen wurde der Weltfrieden auch durch die Visite Taiwans durch die Sprecherin des Repräsentantenhauses Nancy Patricia D'Alesandro Pelosi gefährdet, da dies den im Joint 
Communique on the Establishment of Diplomatic Relations vom 01. Januar 1979 zwischen der Volksrepublik China und den Vereinigten Staaten von Amerika vereinbarten 
Gepflogenheiten widersprach (https://www.newsweek.com/china-state-media-warn-destructive-strike-taiwan-pelosi-visit-1696129 


Zu 7.: Angriffshandlungen oder gleichgestellte Handlungen gegen die Arabische Republik Syrien, den Staat Lybien und die Ukraine 
In Bezug auf Syrien: 


In Syrien kam es im Rahmen des Projekts „arabischer Frühling“ ab Juni 2011 zu zivilen Unruhen, um die Regierung unter Baschar Hafız al-Assad zu stürzen. Hierfür wurde einerseits am 
29. Juli 2011 die Free Syrian Army (https://en.wikipedia.org/wiki/Free_Syrian_Army) und andererseits in der Türkei, einem Mitgliedstaat der NATO, im August 2011 das Syrian National 


weitere Ermittlungen aufzudecken. 


Spätestens ab 2012 wurden zudem unter der Regierung Obamas und auf Veranlassung des CIA-Direktors David Petraeus, dem ehemaligen US-Botschafter in Syrien Robert Ford und 
der damaligen Außenministerin Hillary Clinton Oppositionelle in Syrien militärisch unterstützt (https://www.bbc.com/news/magazine-33997408). Dies allein stellt schon ein 
Verbrechen der Aggression dar, da diesem Handeln keine Resolution des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen zugrunde lag (vgl. 


In Bezug auf Libyen: 


Im Zeitraum vom 15. Februar bis 23. Oktober 2011 kam es in Libyen zu Unruhen, in deren Folge die Regierung unter Muammar Muhammad Abdassalam Abu Minyar al-Gaddafi gestürzt 
wurde. Hierbei leisteten die Streitkräfte der NATO vom 19. März bis 31. Oktober 2011 Unterstützung in der Form von Luftangriffen zugunsten der Aufständischen. 


Offizieller Kriegsgrund war die Verletzung der Resolution 1970 des UN-Sicherheitsrates durch die libysche Regierung, wonach Libyen es unterlassen sollte, Oppositionelle 
menschenrechtswidrig zu behandeln (vgl. Resolution 1973 des UN-Sicherheitsrates). 


Die Aufstände gingen dieser Reaktion der libyschen Regierung jedoch voraus. Dabei wurden die Aufständischen im Rahmen des sogenannten „arabischen Frühlings“ zumindest über 
Facebook und Twitter und womöglich auch durch finanzielle Hilfen bereits zuvor unterstützt (vgl. „Arabesque$“ von Ahmed Bensaada oder indiziell https://www.bbc.com/news/world- 
us-canada-12915401; https://www.reuters.com/article/us-libya-usa-order-idustre72t6h220110331, wonach der damalige US-Präsident Obama bereits zwischen dem 10. bis 17. März 
2011, also vor der Resolution des UN-Sicherheitsrats, die Finanzierung und den Einsatz von CIA-Agenten angeordnet hatte; https://www.thelastamericanvagabond.com/arab-spring- 
and-the-business-of-cia-funded-revolutions/). Dies stellt nach Art. 8 Abs. 2 Buchst. g des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs eine Angriffshandlung dar. 


Tatsächlicher Kriegsgrund war wohl die Rede Gaddafis vor der 64. Generalversammlung der UN, in der er vor der künstlichen Erschaffung von Viren durch Unternehmen warnte, um 
anschließend die dagegen entwickelten Impfstoffe verkaufen zu können und damit der damaligen Schweinegrippe-Pandemie opponierte 
(https://www.africanews.com/2017/09/19/speech-muammar-gaddafi-at-the-64th-un-general-assembly-in-2009/). Außerdem versuchte er, eine goldgedeckte Währung einzuführen, um 


Zu 8.: Kinderhandelsringe und Kindermissbrauchsringe betrieben zu haben, um bedeutende Persönlichkeiten der Kultur, Gesellschaft, Politik und Wirtschaft unter Druck zu setzen 
oder zu erpressen, um sie für politische, wirtschaftliche oder gesellschaftliche Veränderungen gefügig zu machen oder diese Veränderungen zu bewirken 


Im Juli 2019 wurde der Investmentbanker Jeffrey Epstein aufgrund des Verdachts des sexuellen Missbrauchs Minderjähriger verhaftet. Im Laufe seines Strafverfahrens wurde bekannt, 
dass auch seine Lebensgefährtin, Ghislaine Maxwell, in die Taten verwickelt war, indem sie für ihn Mädchen im Teenager-Alter ansprach und mit geldwerten Vorteilen oder 
Geldzahlungen zu ihm lockte (https://news.yahoo.com/ghislaine-maxwell-did-she-meet-214112947.html, https://nypost.com/2021/12/29/ghislaine-maxwell-convicted-of-sex- 
trafficking-victims-for-jeffrey-epstein/). Beide agierten dabei nicht bloß zu zweit, sondern haben bedeutende Persönlichkeiten am sexuellen Missbrauch beteiligt 


https://www.yourtango.com/news/list-names-ghislaine-maxwell-jeffrey-epstein-investigation). Zu den als Beteiligte beschuldigten Personen gehören unter anderem Prinz Andrew 


Albert Christian Edward, Duke oT York, Kevin Spacey Fowler, William JeiTerson „Bill Clinton, sowie Personen, die Im sogenannten „Lolita Express , dem Privatjet Jeffrey Epsteins, auf 


1632879/Jeffrey-Epstein-massage-room-undergroundl-lairs-temple-trick-doors-Pedophile-Island.htm!). 


Dabei wird auch eine Verstrickung mit dem russischen, britischen und israelischen Geheimdienst angenommen, um bedeutende Persönlichkeiten unter Druck zu setzen 


Maria Farmer, dass Epstein in seinem Haus in New York mehrere versteckte Kameras installiert hatte und es einen Raum mit Monitoren gab, in dem Männer saßen, die das Geschehen 
in anderen Räumen des Hauses beobachteten (https://www.cbsnews.com/newsj/jeffrey-epstein-accuser-maria-farmer-says-his-house-under-constant-tv-surveillance/). 


Es besteht daher der Verdacht, dass Epstein und Maxwell bedeutende Persönlichkeiten in den sexuellen Missbrauch von Kindern verwickelten, um dies aufzuzeichnen und sie für 
geheimdienstliche oder sonstige Zwecke mit dem Videomaterial erpressen zu können. Da es sich fast ausnahmslos um bedeutende Persönlichkeiten handelt, ist die Möglichkeit der 
Beeinflussung von Gesellschaften über deren Erpressung evident. 


Aufgrund des Tempels auf Little Saint James, in dessen Untergrundräumlichkeiten auch Kinder festgehalten und offenbar auch missbraucht oder misshandelt wurden 
(https://imgur.com/a/KWTajT9), sowie der Flüge bedeutender Persönlichkeiten auf die Insel und der exponierten Oberfläche des übrigens Teils der Insel (https://filmdaily.co/wp- 
content/uploads/2020/07/little-01.jpg), besteht der Anfangsverdacht, dass Mitglieder der Freimaurerei in den Untergrundräumlichkeiten des Tempels am Missbrauch oder der 
Misshandlung von Kindern beteiligt waren oder in den Missbrauchsring verwickelt waren oder immer noch sind. Denn Tempel der Freimaurerei dürfen nur von Freimaurern betreten 
werden (https://freemasonscommunity.life/what-is-a-masonic-temple/). 


Brüder der Freimaurerei und insbesondere Kontaktpersonen Jeffrey Epsteins sind, soweit dies noch nicht erfolgt ist, daher zu überprüfen und Tempelräume zu durchsuchen und die 
betreffenden Personen bei hinreichendem Verdacht einer Beteiligung oder Ausnutzung dieses Missbrauchsrings dem Weltgericht zuzuführen. 


Diese Handlungen sind mit Strafe bedroht als Verbrechen gemäß 8 7 Abs. 1 Nr. 1,2, 8,9 und 10 VStGB, Art. 6 und 7 des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs und in 
Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland gemäß Art. 148 und 149 der Hessischen Landesverfassung und stellen im Übrigen und insgesamt evidente Verletzungen der 
Menschenrechte und des Völkerrechts dar, deren Sühne im Einzelnen im Weltgericht noch festzulegen ist. 


Beweismittel 


Der dringende Tatverdacht ist offenkundig und ergibt sich aus allgemein und öffentlich zugänglichen Quellen. Beweismittel zum Nachweis der konkreten Beteiligung oben aufgeführter 
Personen sind durch entsprechende Ermittlungsmaßnahmen zu erheben. 


Haftgrund 


Haftgründe sind in jedem Einzelfall zu prüfen. Allgemein wird man in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland im Einzelfall die Haftgründe der Fluchtgefahr und der 
Verdunkelungsgefahr gemäß 88 112 Abs. 2 Nr. 2, 3 Buchst. a-c, 114 StPO annehmen können. Im Übrigen ist von den oben zu Ermittlungshandlungen ermächtigten Personen das 
jeweilige nationale Recht entsprechend anzuwenden. 


Schluss 


Die oben aufgeführten Handlungen sind ohne mein bewusstes Einverständnis und insgesamt gegen meinen wirklichen, ausdrücklich erklärten eindeutigen Willen erfolgt, sodass ich 
durch Lug und Tücke und mittels geschickter Fragetechniken und Manipulation in Unkenntnis über die Tragweite meiner Erklärungen als doloses Werkzeug missbraucht wurde. Man 
hat mir immer wieder Personen geschickt, die mir politische Fragen gestellt haben - und ich habe rationale, zweckmäßige oder erwartungsgemäße Antworten gegeben, aber nur selten 
gerechte, weil ich nicht daran geglaubt habe, für Gerechtigkeit sorgen zu können. 


Die noch anhängigen Verfahren wegen Ordnungswidrigkeiten im Zusammenhang mit Corona-Maßnahmen, die seit dem 01. Juni 2021 begangen wurden, sind einzustellen und die 
abgeschlossenen Verfahren wiederaufzunehmen und in der Sache freizusprechen. Alle aufgrund von geplanten oder ausgeführten Widerstandshandlungen zumindest in den letzten 
drei Jahren in Untersuchungshaft oder Haft befindlichen Personen sind unverzüglich freizulassen und alle wegen dieser Handlungen zumindest in den letzten drei Jahren verurteilten 
Personen sind in einem wiederaufgenommenen Verfahren aufgrund der Rechtfertigung ihrer Tat aufgrund eines allgemeinen oder verfassungsrechtlich vorgesehenen 
Widerstandsrechts freizusprechen und zu entschädigen. Das gleiche gilt für die aufgrund ihrer Opposition zu Corona-Maßnahmen unter einem Vorwand in den letzten drei Jahren 
strafrechtlich verfolgten Personen. 


Insbesondere ist die Freilassung des Journalisten Oliver Janich, der derzeit in der Republik der Philippinen festgehalten wird, zu veranlassen und ihm der Status diplomatischer 
Immunität zu erteilen. 


Der Volksverhetzungsparagraph (8 130 StGB) und das NetzDG werden mit sofortiger Wirkung abgeschafft. Die wegen 8 130 StGB anhängigen Verfahren sind einzustellen und die 
darauf beruhend Verurteilten, insoweit sie sich allein auf dieser Grundlage in Haft befinden, aus der Haft zu entlassen und nach dem StrEG zu entschädigen und die Verfahren 
wiederaufzunehmen und diesbezüglich freizusprechen. Das gleiche gilt für verhängte Geldstrafen aufgrund einer Verurteilung wegen Volksverhetzung. 

Alle noch bestehenden Corona-Maßnahmen sind weltweit aufzuheben. 

Die NATO weise ich darauf hin, dass durch die oben dargestellten Handlungen Art. 4 des North Atlantic Treaty vom 4. April 1949 erfüllt ist, wobei weder gegen die Volksrepublik China, 
noch gegen die Russische Föderation Angriffshandlungen vorzunehmen sind, solange von diesen keine vom Vorsatz ihrer jeweiligen Staatsoberhäupter getragenen, bewaffneten 
Angriffshandlungen gegen Mitgliedstaaten der NATO ausgehen und tatsächlich erfolgen. Es ist nicht die Pflicht der Volksrepublik China oder der Russischen Föderation, Korruption und 
Verbrechen in den Mitgliedstaaten der NATO zu verhindern, zu bekämpfen oder es zu unterlassen, diese zu ihrem Vorteil auszunutzen. Die Mitgliedstaaten der NATO sind ihnen 
vielmehr zum Dank verpflichtet, die Verschwörer offengelegt zu haben. 


Mit der Einrichtung des Weltgerichts, etwa durch den Erlass seines Statuts, gelten der Tempel bzw. die Freimaurerei als aufgelöst. 


Mit freundlichen Grüßen, 


Richard Sohr 


